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Zusammenfassung 

Der Transformationsprozess des Energiesystems und seine inhärenten Ziele bergen 

Veränderungen in der Organisationsstruktur der Akteure über die gesamte energiewirt-

schaftliche Wertschöpfungskette. Ein Phänomen in diesem Kontext ist der zunehmende 

Gründungstrend von Energiegenossenschaften. Die dahinterliegenden Zielsetzungen, 

Implikationen und Wirkungen der neuen Strukturen stellen ein noch offenes Untersu-

chungsfeld dar. Sie werden in diesem Diskussionsbeitrag in den Kontext der Energie-

wende eingeordnet und aus einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht bewertet. Vorge-

schaltet erfolgt eine deskriptive Aufarbeitung der Ausprägungen von Energiegenossen-

schaften. Erzeugungsgenossenschaften stellen die dominierende Form der Energiege-

nossenschaft in Deutschland dar. Der Fokus der Analysen liegt auf Erzeugungsgenos-

senschaften in Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. 

Aus einzelwirtschaftlicher Perspektive ergibt die Analyse der Motivation für die Grün-

dung von Energiegenossenschaften und der dahinterliegenden Zielsetzungen ein ambi-

valentes Bild. Erzeugungsgenossenschaften in ihren unterschiedlichen Ausrichtungen 

können als eine Reaktion auf den Förderrahmen für erneuerbare Energieträger gewer-

tet werden. Die betrachteten Solargenossenschaften zeichnen sich durch einen starken 

Renditefokus aus. Dieser ist ausgeprägter als bei Genossenschaften gemeinhin üblich. 

Gleichzeitig fungiert das Genossenschaftsmitglied in diesem Konstrukt aber auch als 

Eigenkapitalgeber und leistet darüber einen Beitrag zur Realisierung von Investitionen 

und mithin zur Finanzierung der Energiewende. Bei den Erzeugungsgenossenschaften, 

die auf den Energieträger Biomasse setzen, steht weniger die Rendite, sondern viel-

mehr eine unabhängige Energieversorgung im Vordergrund. Die hier geschaffenen 

Werte für die Mitglieder zeigen sich insbesondere in einer preisgünstigen, dezentralen 

Energieversorgung, von der sie direkt partizipieren und gleichzeitig die Energiewende 

mitgestalten.  

Gesamtwirtschaftlich betrachtet sind Energiegenossenschaften in der Lage, den Her-

ausforderungen der Energiewende zu begegnen und einen Beitrag zu ihren Zielen und 

ihrer Realisierung zu leisten. Sie geben eine Vielzahl von positiven Impulsen in Hinblick 

auf Investitionen in Erzeugungskapazitäten und können in signifikantem Maße zur 

Schaffung von gesellschaftlicher Akzeptanz, insbesondere beim Bau von Erzeugungs-

anlagen, beitragen. Die Organisationsform der Genossenschaft ist insofern einzigartig, 

als dass sie im Gegensatz zu anderen Organisationsform die Möglichkeit zur Partizipa-

tion mit finanziellen Interessen verbindet. Dies fördert wiederum die Akzeptanz. Gleich-

zeitig weist sie ein hohes Maß an Stabilität auf. Gleichwohl sind unter Effizienzgesichts-

punkten einzelne Aspekte, wie zum Beispiel das Engagement kommunaler Träger in 

privatwirtschaftlichen Aktivitäten oder Eigenversorgungsbestrebungen kritisch zu sehen. 
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Summary 

The transformation of the energy system implies significant organisational changes 

across the energy value chain. One striking phenomenon is the increasing formation of 

energy cooperatives. The inherent objectives, implications and effects are yet an open 

field of research. This discussion paper addresses this issue against the background of 

the transformation of the energy system and assess micro and macroeconomic issues. 

The assessment is based on selected descriptive statistics featuring the different char-

acteristics of energy cooperatives. Generation cooperatives are the prevailing type of 

energy cooperatives in Germany. The focus of the analysis is on generation coopera-

tives in Bavaria, Baden-Württemberg, Lower Saxony and North Rhine-Westphalia. 

From a microeconomic perspective, the formation trend of energy cooperatives seems 

rather ambivalent. Generation cooperatives seem to be a reaction to the supporting 

scheme for renewable energies. The solar energy cooperatives considered have a 

strong rate of return focus, which is more pronounced than it is common for coopera-

tives in general. Simultaneously, they serve as financier and therefore contribute to in-

vestments to finance the transformation process. In contrast, biomass cooperatives 

rather focus on an independent energy distribution than on an attractive rate of return. 

Their main objectives are a competitive, decentral energy distribution, direct participa-

tion and an active contribution to the transformation process. 

From a macroeconomic perspective, energy cooperatives are able to address the chal-

lenges of the transformation of the energy system. They give a significant impetus in 

investing in generation capacities and contribute to social acceptance, especially in 

terms of generation facilities. The organisational form of energy cooperatives is unique 

as it combines the option of direct participation in the transformation of the energy sys-

tem with financial interests. In turn, this supports acceptances and features a high level 

of stability. In terms of economic efficiency, however, some caveats may be noted such 

as the involvement of municipal institutions in private activities and tendencies towards 

own consumption. 
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1 Einleitung und Gang der Untersuchung 

Mit der Entscheidung für eine Energiewende steht die deutsche Energielandschaft vor 

einem weitreichenden Transformationsprozess, der von der Zielsetzung eines Energie-

systems mit einem hohen Anteil erneuerbarer Energien geprägt ist. Hier lässt sich ne-

ben der angestrebten lastfernen Stromerzeugung durch Offshore-Windanlagen ein zu-

nehmender Trend hin zu einer dezentralen Energieerzeugung und -versorgung ver-

zeichnen. Aktuelle Daten belegen, dass der Zubau von Photovoltaik stetig zunimmt. 

Dieser betrug 2012 rund 7.600 Megawatt und hat damit gegenüber dem Vorjahr (7.500 

Megawatt) noch einmal zugelegt.1 Auch der Nettozubau an Windkraftleistung stieg mit 

2.244 Megawatt um rund 20 Prozentpunkte. Bioenergie ist mit 60% der am stärksten 

genutzte Energieträger und nimmt sowohl zur Strom- als auch insbesondere zur Wär-

megewinnung eine zentrale Rolle ein. Demgegenüber fallen rund 16% der Endenergie-

bereitstellung aus erneuerbaren Energien dem Energieträger Wind zu, gut 10% der 

Photovoltaik und Solarthermie und knapp 7% der Wasserkraft.2 Neben den festen Ein-

speisevergütungen gemäß Erneuerbaren Energiengesetz (EEG) und Kraft-Wärme-

Kopplungs-Gesetz (KWK-G) unterstützt ein umfangreicher Förderrahmen diese Ent-

wicklungen.3 

Der Transformationsprozess des Energiesystems und seine inhärenten Ziele bergen 

auch Veränderungen in der Organisationsstruktur der Akteure über die gesamte ener-

giewirtschaftlichen Wertschöpfungskette. Ein Phänomen in diesem Kontext ist der zu-

nehmende Gründungstrend von Energiegenossenschaften.  

So ergab etwa eine Emnid-Umfrage, dass sich fast drei Viertel der Deutschen für eine 

Energiewende durch Erneuerbare-Energien-Anlagen in Bürgerhand aussprechen.4 

Überdies sind etwa 22 Prozent der Befragten der Meinung, dass die Energiewende 

allein dem Markt überlassen werden sollte. Angesichts dieser Zahl fordern die Initiato-

ren der Kampagne die neue Regierung auf, die Interessen von Bürger-

Energiegenossenschaften stärker zu berücksichtigen.5 Auch die deutschen Genossen-

schaftsverbände positionieren sich: „Etwa 650 Energiegenossenschaften leisten einen 

wichtigen Beitrag, die Akzeptanz für die Energiewende in breiten Teilen der Gesell-

schaft zu steigern. Über 100.000 Menschen engagieren sich bereits in genossenschaft-

lichen Energieprojekten, von der Energieproduktion, über den Netzbetrieb bis hin zur 

Vermarktung von Energie.“6 So waren laut Deutschem Genossen- und Raiffeisenver-

band e.V. (DGRV), dem Dachverband der Genossenschaftsverbände, im Jahr 2012 

656 Energiegenossenschaften im Bereich erneuerbarer Energien aktiv und es wurden 

insgesamt 1,2 Mrd. € in "Bürgerkraftwerke" investiert. Die aktuell installierten strom- und 

                                                
 1 Vgl. BMU (2013). 
 2 Vgl. ebenda. 
 3 Siehe Abschnitt 3.1. 
 4 Vgl. o.V. (2013). Hier wird Bezug genommen auf eine Studie des Forschungsinstituts TNS Emnid im 

Auftrag des BUND, der GLS-Bank-Stiftung sowie die Halekala-Stiftung im Rahmen der Kampagne 
"Die Wende - Energie in Bürgerhand". 

 5 Vgl. ebenda. 
 6 Vgl. DGRV (2013). 



2 Diskussionsbeitrag Nr. 383  

wärmeerzeugenden Anlagen, hinter denen eine Energiegenossenschaft steht, schlagen 

mit einer installierten Gesamtnennleistung von 417.000 kWp zu Buche.7 Dies entspricht 

in etwa der durchschnittlichen installierten Leistung eines Kohle- oder Gaskraftwerks-

blocks.8  

Diese Aussagen und Fakten erwecken den Eindruck, dass sich Bestrebungen wie „bür-

gerliches Engagement“, „Akzeptanz“ und „Partizipation“ in einer genossenschaftlichen 

Organisationsform manifestieren und in einem engen Kontext zur Energiewende ste-

hen. Allerdings stellen die Implikationen und Wirkungen der neuen Strukturen ein noch 

offenes Untersuchungsfeld dar. Es stellt sich mithin die Frage, wie sich das Phänomen 

der Energiegenossenschaften in den Kontext der Energiewende einordnet. Der vorlie-

gende Diskussionsbeitrag greift diese Thematik auf und hat das Ziel, eine Strukturie-

rung der vorhandenen Informationen vorzunehmen und diese einer Bewertung zu un-

terziehen. Dazu werden in einem ersten Schritt in Kapitel 1 die wesentlichen Charakte-

ristika von Energiegenossenschaften benannt und die Datengrundlage für die folgenden 

Analysen beschrieben. Mit der WIK-Genossenschaftsdatenbank liegt ein Datengerüst 

vor, das eine Bestandsaufnahme im Hinblick darauf darstellt, welche Ausprägungsfor-

men Energiegenossenschaften in Deutschland annehmen. Darauf aufbauend erfolgt in 

Kapitel 3 die Analyse und Bewertung von Energiegenossenschaften. Dazu wird zu-

nächst aus einzelwirtschaftlicher Perspektive betrachtet, welche Motivation und Zielset-

zungen hinter der Genossenschaftsgründung stehen. Der Fokus liegt dabei auf den 

Genossenschaften, die im Erzeugungsbereich aktiv sind. Für die gesamtwirtschaftliche 

Perspektive wird darauf aufbauend eine Einschätzung vorgenommen, inwiefern Ener-

giegenossenschaften einen Beitrag zur Realisierung der Energiewendeziele im Kontext 

des energiewirtschaftlichen Zieldreiecks leisten. Der Diskussionsbeitrag schließt mit 

einem Fazit. 

  

                                                
 7 Vgl. DGRV (2013). 
 8 Demgegenüber betrug die gesamte installierte Leistung zur Strombereitstellung aus erneuerbaren 

Energien im Jahr 2012 rund 77 GW. Dabei entfallen knapp 33 GW auf die Photovoltaik, knapp 31 GW 
auf Windenergieanlagen onshore und gut 27 GW auf feste Biomasse, vgl. BMU (2013). 
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2 Systematisierung von Energiegenossenschaften 

2.1 Charakteristika der Organisationsform Genossenschaft 

Genossenschaften sind eine Form der Unternehmenskooperation und haben eine lange 

Tradition. Die Idee der Genossenschaft entstand bereits im 19. Jahrhundert. Ihre An-

sätze gehen auf die Grundsätze der Selbsthilfe, Selbstverantwortung und Selbstverwal-

tung zurück und ihr Hauptzweck war zum damaligen Zeitpunkt die Kapitalansammlung 

und Kreditgewährung für Bauern und kleine Handwerksbetriebe, später auch für Haus-

halte.9 Heute finden sich Genossenschaften in allen Bereichen der Wirtschaft. Ihre 

rechtliche Grundlage ist das Genossenschaftsgesetz (GenG), welches in §1 definiert: 

Genossenschaften sind „Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, deren 

Zweck darauf gerichtet ist, den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder durch ge-

meinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern“.  

Eine der Besonderheiten von Genossenschaften ist die gesetzlich verankerte Förde-

rung der Mitglieder. Damit steht der Förderzweck und nicht zwangsläufig die Gewinn- 

oder Renditeorientierung im Vordergrund. Gleichwohl können Genossenschaften Ge-

winne erwirtschaften, denn letztlich müssen sie betriebswirtschaftlich effizient aufge-

stellt sein, um den Förderauftrag ihren Mitgliedern gegenüber langfristig erbringen zu 

können. Der so genannte Member Value stellt dar, welchen Nutzen die Mitglieder aus 

ihrer Mitgliedschaft ziehen und bringt den Gesamtwert der unternehmerischen Tätigkeit 

zum Ausdruck.10 

Genossenschaften haben drei wesentliche Organe: Mitgliederversammlung, Vorstand 

und Aufsichtsrat. Dabei wird die Genossenschaft von Personen geführt (Vorstand und 

Aufsichtsrat), die selbst Mitglied der Genossenschaft sind. Die grundsätzlichen Ent-

scheidungen werden in der Generalversammlung der Mitglieder getroffen. Jedes Mit-

glied hat hier, unabhängig von der Höhe seiner Kapitalbeteiligung, genau eine Stimme. 

Mitglied einer Genossenschaft wird man durch die Zeichnung eines Genossenschafts-

anteils und eine entsprechende Kapitaleinlage.  

Jede Genossenschaft gehört einem gesetzlichen Prüfungsverband an. Dieser Genos-

senschaftsverband nimmt zu Beginn eine Gründungsprüfung und dann in regelmäßigen 

Zeitabständen eine Jahresabschlussprüfung vor. Dabei werden nicht nur die wirtschaft-

lichen Verhältnisse geprüft, sondern auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-

rung. Der Prüfungsverband berät darüber hinaus in betriebswirtschaftlichen, rechtlichen 

und steuerlichen Fragen.  

Das Streben nach Erfüllung des Förderauftrages und die Sicherstellung der langfristi-

gen Existenz- und Förderfähigkeit auf der einen Seite sowie die Prüfung und Kontrolle 

auf der anderen Seite bringen mit sich, dass die Genossenschaft über ein hohes Maß 

                                                
 9 Vgl. Bonus, H. (1994) 
 10 Vgl. Theurl, T. (2002) 
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an Kontinuität und Stabilität verfügt.11 Mit der Kooperation wird für den Einzelnen die 

wirtschaftliche Aktivität überhaupt erst möglich. Er geht die Kooperation aus einem ein-

zelwirtschaftlichen Kalkül heraus ein, was heißt es werden mit der Genossenschaft 

Werte geschaffen und über deren Aufteilung besteht Einigkeit.12 Der Einzelne begibt 

sich mit seiner Entscheidung, Mitglied in einer Genossenschaft zu werden, in ein Netz-

werk: zum einen in das der Kooperation als Genossenschaft und zum anderen aber 

auch das des genossenschaftlichen Verbundes mit Verbänden, Zentralinstituten und 

spezialisierten Verbundunternehmen. Dieses bedeutet, dass im Bedarfsfall auf eine 

Vielzahl von spezialisiertem Know-how zurückgegriffen werden kann. Es wird auch von 

einer virtuellen Größe gesprochen, die entsteht. 13 

2.2 Datengrundlage: Die WIK-Energiegenossenschaftsdatenbank 

Alle Genossenschaften sind gemäß §10 des Genossenschaftsgesetzes (GenG) dazu 

verpflichtet, sich in das Genossenschaftsregister einzutragen. Eine entsprechende Ab-

frage aller Energiegenossenschaften ist sehr umfangreich. Einen Überblick zum Stand 

von Energiegenossenschaften auf Basis einer Vollerhebung des Genossenschaftsregis-

ters liefern Holstenkamp und Müller (2013). Hier waren zum Ende des Jahres 2012 754 

Energiegenossenschaften registriert, die von den Autoren systematisch ausgewertet 

wurden. Ebenfalls verwiesen sei an dieser Stelle auf eine Veröffentlichung des Klaus 

Novy Instituts e.V (2012). Diese verzeichnet 586 Genossenschaften zum 31.12.2011, 

wobei methodisch analog der Vorgehensweise von Holstenkamp und Müller (2013) 

energiegenossenschaftliche Eintragungen in den zuständigen Registergerichten her-

ausgefiltert wurden.  

Für den vorliegenden Diskussionsbeitrag wird auf die öffentlich zugängliche, bundes-

weite Datenbank http://www.energiegenossenschaften-gruenden.de/81.html der Initiati-

ve „Energiewende Jetzt“ rekurriert. Diese wird gefördert durch das Ministerium für Wirt-

schaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung des Landes Rheinland-Pfalz. Diese 

Quelle wird genutzt mit der Zielsetzung, eine eigene systematische Erhebung durchzu-

führen. Diese soll Anhaltspunkte für die verschiedenen Ausprägungen von Energiege-

nossenschaften liefern. 

Die vorgenannte Datenbank verzeichnet im November 2013 650 Energiegenossen-

schaften, die nach Bundesländern getrennt aufgerufen werden können. Im Zuge der 

Erhebung wurden auf Basis der Datenbank die Internetpräsenzen der Genossenschaf-

ten, soweit verfügbar, ausgewertet und die vorhandenen Informationen für 614 Genos-

senschaften in eine WIK-Energiegenossenschaftsdatenbank überführt.14 Diese umfasst 

nach Bundesländern getrennt die folgende Fakten: Adresse und Bundesland, Wert-

schöpfungsstufe (heute und perspektivisch), bei Erzeugungsgenossenschaften die 

                                                
 11 Vgl. Theurl, T., Schweinsberg, A. (2004)  
 12 Vgl. Boettcher, E. (1974) 
 13 Vgl. Theurl, T., Schweinsberg, A. (2004) 
 14 Ein besonderer Dank gilt Iris Nichols für die wertvolle Unterstützung bei der Erstellung der WIK-

Genossenschaftsdatenbank. 
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Energieträger sowie das Gründungsjahr. Im Zuge einer qualitativen Auswertung wurde 

außerdem ein Kriterienkatalog angesetzt, der Aufschluss über die Motivation der Ge-

nossenschaft gibt. Dazu zählen die allgemeine Zielsetzung der Genossenschaft und 

dahinterliegende Variablen wie Renditeorientierung, Unabhängigkeit, Dezentralität, 

kommunale Interessen und Regionalität. Diese werden je Genossenschaft mit einer 

positiven oder negativen Merkmalsausprägung versehen, wobei Dopplungen möglich 

sind, um später bestimmte Muster und Trends hinsichtlich der Schwerpunktsetzung der 

Genossenschaften abzuleiten.  

Ergänzt werden die Informationen aus der WIK-Genossenschaftsbank durch eine Um-

frage des DGRV (2013), die zahlreiche ergänzende Fakten zum Thema Energiegenos-

senschaften präsentiert. Die Umfrage stützt sich auf eine Grundgesamtheit von 656 

Energiegenossenschaften, die von Januar bis März 2013 befragt wurden. 213 Genos-

senschaften haben an der Befragung teilgenommen. Der folgende Abschnitt präsentiert 

die deskriptiven Statistiken. 

2.3 Bestandsaufnahme und Schwerpunktsetzung 

Gründungstrends 

Die Auswertung der WIK-Genossenschaftsdatenbank gibt zunächst einen Hinweis da-

rauf, dass seit dem Jahr 2008/9 ein signifikanter Gründungsanstieg von Energiegenos-

senschaften zu verzeichnen ist. Allerdings wird auch deutlich, dass seit den 1920er 

Jahren bereits vereinzelt Energiegenossenschaften gegründet wurden. Diese sind vor 

allem im Bundesland Bayern angesiedelt. Es handelt sich dabei im Wesentlichen um 

Genossenschaften, die aufgrund der lokalen Umstände (bspw. Staudämme) auf eine 

Stromversorgung mittels Wasserkraft setzen und häufig auch den Ort oder die Gemein-

de mit Trinkwasser versorgen. Die nachfolgende Abbildung illustriert die Gründungs-

trends. 
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Abbildung 2-1: Gründungstrend von Energiegenossenschaften seit 1920 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der WIK-Genossenschaftsdatenbank. 

Seit 2009 unterliegt das Gründungsverhalten leichten Schwankungen, bleibt aber auf 

einem hohen Niveau. Die folgenden Jahre werden zeigen, ob dieser Trend anhält. Im 

Zuge der nachfolgenden Analysen in Kapitel 3 gilt es, erste Schlussfolgerungen zu zie-

hen, welche Erklärungsansätze es für den gegenwärtigen Gründungsboom von Ener-

giegenossenschaften gibt.  

Kapitalausstattung 

Nach Informationen des Genossenschaftsverbandes DGRV haben Energiegenossen-

schaften eine Eigenkapitalausstattung von ca. 50%, wobei jede vierte Genossenschaft 

ohne Fremdkapital agiert. Nach Hochrechnungen des Verbandes belaufen sich die Be-

teiligungen der Mitglieder auf rund 236 Mio. Euro.15 Weiterhin interessant ist in diesem 

Kontext die Herkunft des Fremdkapitals, die Abbildung 2-2 illustriert. Die Finanzie-

rungsquellen sind nach Informationen des DGRV zu rund 50% Genossenschaftsbanken 

sowie zu rund einem Drittel Förderdarlehen. Der Rest stammt von anderen Banken und 

aus sonstigen Quellen.16 

                                                
 15 Vgl. DGRV (2013). 
 16 Vgl. ebenda. 
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Abbildung 2-2: Herkunft des Fremdkapitals 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis DGRV (2013). 

Die Bedeutung der Förderdarlehen für die Gründung von Energiegenossenschaften 

wird in Kapitel 3 noch weiter vertieft. 

Energiegenossenschaften nach Bundesländern 

Die Bundesländer mit den meisten Energiegenossenschaften sind (in absoluten Zahlen) 

Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen, wie Abbildung 

2-3 darstellt. Auf diese vier Bundesländer entfallen mit Stand Ende November 2013 

knapp drei Viertel aller Energiegenossenschaften in Deutschland. Gleichzeitig sind dies, 

ebenfalls in absoluten Zahlen, auch die einwohnerreichsten Bundesländer.  

Abbildung 2-3: Anzahl der Energiegenossenschaften pro Bundesland 

 

 

 
Quelle: Eigene Auswertung auf Basis der WIK-Genossenschaftsdatenbank. 
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In diesem Zusammenhang ist auch die Verteilung der Energieträger interessant.  

Energieträger 

Wie Abbildung 2-4 zeigt, sind 90% der Energiegenossenschaften auf die Energiepro-

duktion (Strom, Heizwärme) aus erneuerbaren Energien ausgerichtet, während 10% 

nicht auf dieser Wertschöpfungsstufe, sondern im Bereich Netz oder Vertrieb aktiv sind. 

Die Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen stellt mit 62% die dominierende Er-

zeugungsart dar, gefolgt von Biomasse zur Erzeugung von Heizwärme (20%) und Wind 

(13%). Laut Umfrage des DGRV liegt die durchschnittliche installierte Leistung der Er-

zeugungsanlagen bei 731 kWp. 70% der Genossenschaften weisen eine installierte 

Leistung im Bereich zwischen 100 und 1.000 kWp auf.17 Die Wärmeproduktion durch 

Biomasse geht üblicherweise mit einer Wärmeversorgung über lokale Wärmenetze ein-

her. Laut Umfrage des DGRV betreiben 20% der Energiegenossenschaften ein Wär-

menetz.18 Dies deckt sich mit dem in Abbildung 2-4 dargestellten Anteil der Biomasse. 

In Deutschland sind rund 16.000 Haushalte an genossenschaftliche Wärmenetze ange-

schlossen, die durchschnittlich 127 Haushalte versorgen.19  

Abbildung 2-4: Erzeugungsarten nach Energieträgern vs. keine Erzeugung 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der WIK-Genossenschaftsdatenbank. 

  

                                                
 17 Vgl. DGRV (2013). 
 18 Vgl. ebenda. 
 19 Vgl. ebenda. 
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Eine Aufgliederung der Erzeugungsformen nach Bundesländern ergibt folgendes Bild: 

Abbildung 2-5: Erzeugungsformen pro Bundesland (Mehrfachnennung möglich). 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis WIK-Genossenschaftsdatenbank. 

Wie Abbildung 2-5 zeigt, ist die Verteilung der Energiegenossenschaften insgesamt 

sehr heterogen, wobei für alle Bundesländer eine starke Dominanz von Solar als Er-

zeugungsform zu erkennen ist. Die Bundesländer mit den meisten Energiegenossen-

schaften (in absoluten Zahlen) sind, wie bereits verdeutlicht, Bayern, Baden-

Württemberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Abbildung 2-6 greift diese vier 

Bundesländer heraus und illustriert, dass in dieser Gruppe Bayern und Niedersachsen 

die beiden Bundesländer sind, in denen trotz der allgemeinen Dominanz der Solarstro-

merzeugung tendenziell eine eher gemischte Verteilung der Erzeugungsformen vorliegt 

und insbesondere auch Biomasse eine Rolle spielt. Demgegenüber sind die Energie-

genossenschaften in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg mit mehr als 80% 

stark vom Energieträger Solar geprägt. Abbildung 2-6 zeigt für die vier betrachteten 

Bundesländer die Anzahl der Sonnenstunden im Jahr 2013. 
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Abbildung 2-6: Prozentuale Verteilung der Erzeugungsform in den vier energiegenos-

senschaftsreichsten Bundesländern  

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der WIK-Genossenschaftsdatenbank  

Abbildung 2-7: Sonnenstunden in den vier energiegenossenschaftsreichsten Bundes-

ländern im Jahr 2013 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis Statista/Deutscher Wetterdienst,  

http://de.statista.com/statistik/daten/studie/249925/umfrage/sonnenstunden-im-jahr-nach-
bundeslaendern/, Stand 07.01.2014. 

Die Dominanz der Erzeugungsform Solar scheint im Bundesland Baden-Württemberg 

mit der hohen Anzahl an Sonnenstunden in Verbindung zu stehen. Demgegenüber ist 

die vergleichsweise geringe Anzahl an Solarenergiegenossenschaften in Bayern eher 

kontraintuitiv zu der hohen Anzahl an Sonnenstunden in diesem Bundesland. Gleiches 

gilt für die unter dem Bundesdurchschnitt liegende Anzahl an Sonnenstunden und die 

vergleichsweise hohe Anzahl an Solarenergiegenossenschaften in Nordrhein-Westfalen 

und zu einem geringeren Maß auch in Niedersachsen. Letzteres Bundesland ist auf-
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grund der Anbindung zur Nordsee und der umfangreich vorhandenen unbebauten Flä-

che prädestiniert für Windanlagen. Diese sind auch durchaus vorhanden, allerdings nur 

in geringem Maße in genossenschaftlicher Organisationsform. 

Zwischenfazit 

Insgesamt lässt sich aus den deskriptiven Statistiken das Zwischenfazit ziehen, dass 

Erzeugungsgenossenschaften die dominierende Form der Energiegenossenschaft in 

Deutschland darstellen. Aus diesem Grund steht diese Genossenschaftsform im Fokus 

der folgenden Analysen und wird in den Kontext der Energiewende gerückt. Hierbei gilt 

es zu hinterfragen, in welchem Zusammenhang Erzeugungsgenossenschaften mit den 

Zielen der Energiewende stehen, welche Treiber für den Gründungsboom in den letzten 

Jahren verantwortlich sind und inwiefern einzelwirtschaftliche Interessen in einer ge-

nossenschaftlichen Organisationsform münden und wie diese aus gesamtwirtschaftli-

cher Sicht zu bewerten sind. 
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3 Erklärungsansätze für Energiegenossenschaften und Bewertung 

3.1 Die Energiewende und ihr Fördersystem 

Die Energiewende in Deutschland ist ein häufig zitiertes Schlagwort, das in vielen un-

terschiedlichen Zusammenhängen verwendet wird. Für diesen Diskussionsbeitrag wird 

Energiewende im Kontext des Energiekonzeptes der Bundesregierung von September 

2010 und des überarbeiteten Konzeptes vom Juni 2011 definiert.20 Im Vordergrund 

dieser Definition stehen die Zielsetzungen, die die Bundesregierung unter dem Primat 

einer umweltschonenden, zuverlässigen und bezahlbaren Energieversorgung anstrebt.  

Das Energiekonzept von September 2010 formuliert die Leitlinien, die den Weg für ein 

Energiesystem ebnen, bei dem die erneuerbaren Energien den Hauptteil für die Strom-

erzeugung übernehmen. Im Hinblick auf die Unterstützung bestimmter Erzeugungsfor-

men werden unter anderem Maßnahmen angestrebt, die die Erschließung der Poten-

ziale für Onshore-Windenergie, eine nachhaltige Nutzung von Bioenergie sowie eine 

stärkere Nutzung der erneuerbaren Energien für die Erzeugung von Wärme und Kälte 

fördern. Als Reaktion auf die Reaktorkatastrophe in Fukushima hat die Bundesregie-

rung im Sommer 2011 dann ein Energiewendepaket verabschiedet, das eine Verpflich-

tung zu einem schrittweisen Ausstieg aus der Kernenergie bis zum Jahr 2022 vorsieht. 

In diesem Zuge wird das Bekenntnis zu erneuerbaren Energien noch einmal deutlich 

unterstrichen. Demnach sollen die erneuerbaren Energien bis 2020 mit einem Anteil 

von 35 Prozent zum Bruttostromverbrauch beitragen, bis 2030 mit 50 Prozent, bis 2040 

mit 65 Prozent und bis 2050 mit 80 Prozent.21 

Hinter dem Energiekonzept der Bundesregierung liegt ein umfangreicher Förderungs-

rahmen, der Unterstützung für bestimmte Energieträger und Technologien beinhaltet, 

aber auch für Demonstrationsprojekte, die bestimmte Technologien erproben. Ziel der 

Förderung ist es, den Anteil der erneuerbaren Energien zu erhöhen. Diese Förderungen 

können möglicherweise einen Einfluss auf die Gründung von Energiegenossenschaften 

haben. Dieser Aspekt wird im Verlauf der Analysen noch weiter vertieft. Nachfolgend 

wird zunächst ein kurzer, allerdings nicht abschließender Überblick über mögliche För-

dermaßnahmen gegeben, die auch für Energiegenossenschaften zutreffen. 

Für Energiegenossenschaften, die im Bereich Erzeugung aktiv sind, sind dies in erster 

Linie die entsprechenden Förderungen von EEG- und KWK-Anlagen nach dem EEG 

und KWK-G auf Basis einer kWh-basierten Einspeisevergütung. Neben dieser arbeits- 

bzw. leistungsbasierten Vergütungssystematik unterstützt die Kreditanstalt für Wieder-

aufbau (KfW) in ihrem Programm "Erneuerbare Energien - Standard" die langfristige 

zinsgünstige Finanzierung von Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien zur 

Stromerzeugung und Strom- und Wärmeerzeugung in Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen. 

Die Förderung zielt auf die Errichtung, Erweiterung und den Erwerb von Anlagen und 

                                                
 20 Da die verfügbaren Daten vornehmlich bis zum Jahr 2012 gehen, wird von den Zielsetzungen im 

Koalitionsvertrag von CDU und SPD von Ende November 2013 abstrahiert. 
 21 Vgl. http://www.bmu.de/themen/klima-energie/energiewende/beschluesse-und-massnahmen/, Stand: 

20.12.2013. 



 Energiegenossenschaften im Zeichen der Energiewende 13 

Netzen, die die Anforderungen des EEG erfüllen. Die Anlagen umfassen etwa Photovol-

taikanlagen, Windkraftanlagen an Land (Onshore) und Repowering-Maßnahmen, Anla-

gen zur Erzeugung und Nutzung von Biogas, auch wenn sie nicht der Stromerzeugung 

dienen, Investitionen der Betreiber von Erneuerbare-Energien-Anlagen in den Trans-

portnetzen vorgelagerte, objektnahe Nieder- und Mittelspannungsnetze, KWK-Anlagen 

und Anlagen zur Wärmeerzeugung, die die Anforderungen des KfW-Programms "Er-

neuerbare Energien - Premium" nicht erfüllen sowie Wasserkraftanlagen und Geother-

mie.22 Über das Marktanreizprogramm sind überdies Investitionszuschüsse (Zuständig-

keit Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, BAFA) oder ein langfristiges, zins-

günstiges Darlehen mit einem Tilgungszuschuss (Zuständigkeit KfW) möglich. Geför-

dert werden Anlagen für Heizung, Warmwasserbereitung und zur Bereitstellung von 

Kälte oder Prozesswärme aus erneuerbaren Energien.23 Die Errichtung und Erweite-

rung von Wärmenetzen ist förderfähig im Rahmen des KfW-Programms "Erneuerbare 

Energien – Standard bzw. Premium", wenn diese mit Wärme aus erneuerbaren Ener-

gien gespeist werden.24 Außerdem erfolgt einer Förderung von Wärmenetzen nach 

dem KWK-Gesetz. 

Neben diesen Förderungen auf Bundesebene halten die Bundesländer zahlreiche För-

derungen bereit, die nachstehend exemplarisch aufgegriffen werden.25 Inwiefern ein-

zelne Fördermaßnahmen auf Bundes- und Landesebene kumulier- bzw. kombinierbar 

sind, ist nicht abschließend darstellbar und bedarf einer Einzelfallprüfung. 

Die Energiewendeziele und die damit in Verbindung stehenden umfangreichen Förde-

rungsoptionen erscheinen auch für Energiegenossenschaften attraktiv und könnten 

einen möglichen Erklärungsansatz für die Gründungswelle der letzten Jahre liefern. Im 

folgenden Kapitel erfolgt eine vertiefte Analyse für das Auftreten von Energiegenossen-

schaften und deren Implikationen.  

3.2 Implikationen von Energiegenossenschaften für die Energiewende 

In diesem Abschnitt werden Energiegenossenschaften aus einzel- und gesamtwirt-

schaftlicher Perspektive analysiert und bewertet. Für die einzelwirtschaftliche Perspek-

tive wird ein Untersuchungsraster angelegt, das im Zuge einer qualitativen Auswertung 

der vier genossenschaftsreichsten Bundesländer Bayern, Baden-Württemberg, Nord-

rhein-Westfalen und Niedersachsen aufzeigt, welche Visionen und Ziele mit den dort 

angesiedelten Genossenschaften verfolgt werden. Der Fokus liegt dabei auf den Ge-

nossenschaften, die im Erzeugungsbereich aktiv sind. Dadurch sollen bestimmte Clus-

ter bzw. Trends identifiziert werden. Für die gesamtwirtschaftliche Perspektive wird da-

rauf aufbauend der Beitrag von Energiegenossenschaften zu den Zielen der Energie-

wende bewertet. 

                                                
 22 http://www.energiefoerderung.info/. 
 23 Vgl. Dazu Richtlinien zur Förderung von Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Wär-

memarkt vom 20. Juli 2012. 
 24 Vgl. dazu ebenda. 
 25 Vgl. http://www.fnr.de/projekte-foerderung/foerderuebersicht/foerderprogramme-land/  

hessen/#c13972. 
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3.2.1 Einzelwirtschaftliche Perspektive  

3.2.1.1 Motivation für die Gründung von Energiegenossenschaften  

In diesem Abschnitt geht es aus einzelwirtschaftlicher Perspektive um die Motivation für 

die Gründung von Energiegenossenschaften und die dahinterliegenden Zielsetzungen. 

Basis dafür sind verwertbare Aussagen der Genossenschaften, die auf den Internetprä-

senzen publiziert sind und in die WIK-Genossenschaftsdatenbank überführt und aus-

gewertet wurden. Aus diesen Eindrücken werden die am häufigsten genannten vier 

Kriterien herausgegriffen, die die Zielsetzungen der Genossenschaften charakterisie-

ren:  

Unabhängigkeit 

Dazu zählen der Wunsch nach Unabhängigkeit etwa von Öl- und Gaskonzernen bzw. 

die Zielsetzung einer autarken Energieversorgung. Insbesondere Bioenergiedörfer mit 

eigener Wärmeerzeugung und lokalen Wärmenetzen stellen diese Zielsetzung klar her-

aus. 

Rendite 

Die Rendite spielt insbesondere bei Solargenossenschaften eine zentrale Rolle. Die 

dahinterliegenden Ertragsinteressen firmieren vielfach unter dem Schlagwort einer 

„ökologischen Geldanlage“. Häufig sind die Solargenossenschaften durch die Volks-und 

Raiffeisenbanken mit initiiert.  

Dezentralität 

Dieses Kriterium subsumiert die Zielsetzung einer dezentralen, aber nicht zwangsläufig 

unabhängigen Energieversorgung, die auf ein lokales oder regionales Gebiet be-

schränkt ist. Damit verbunden ist häufig eine lokale Strom- und/oder Wärmegewinnung 

und ein lokaler Verbrauch. 

Kommunale Interessen 

Kommunale Interessen bezeichnen den Umstand, dass die Gemeinde oder ein Stadt-

werk in kommunaler Hand an der Genossenschaft beteiligt ist. Auch die Nutzung von 

öffentlichen Dächern für die Installation von PV-Modulen führt zu einer positiven Merk-

malsausprägung für dieses Kriterium. Dies gilt ebenfalls, wenn Städte und Gemeinden 

Initiatoren einer „lokalen Energiewende“ sind und in diesem Zuge auch die Genossen-

schaftsgründung erfolgte. 

Weitere Zielsetzungen 

Eine weitere Zielsetzung, die für nahezu alle Erzeugungsgenossenschaften gilt, ist der 

eigene Anspruch, einen Beitrag zur Energiewende leisten zu wollen. Dieser Partizipati-

onsgedanke wird häufig ganz allgemein mit der Zielsetzung einer Interessensgruppe 

begründet, die durch Investition in Erzeugungsanlagen, die mit erneuerbaren Energien 
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betrieben werden, einen Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz leisten möchte. Über-

dies prägen regionale oder lokale Initiativen zur Energiewende das Bild. Zudem ergab 

die Auswertung der WIK-Energiegenossenschaftsdatenbank, dass ein Großteil der Ge-

nossenschaften regional aktiv ist, während nur ein Bruchteil bundesweit oder sogar 

international agiert. Eng mit dem bereits in Abschnitt 2.1 ausgeführten Genossen-

schaftsgedanken verwoben sind die Zielsetzungen, durch den genossenschaftlichen 

Zusammenschluss und die daraus resultierende virtuelle Größe in der Lage zu sein, 

Finanzierungen auch für höhere Investitionsvolumina zu stemmen und dabei gleichzei-

tig das Risiko des Einzelnen zu minimieren.  

Resümee der Zielsetzungen 

Abbildung 3-1 zeigt ein Resümee der Schwerpunkte bei den Zielsetzungen der Erzeu-

gungsgenossenschaften in den vier energiegenossenschaftsreichsten Bundesländern 

Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Bayern. 

Abbildung 3-1: Resümee der Zielsetzungen (Mehrfachnennung möglich) 

 

 

 
Quelle: Eigene Auswertung auf Basis der WIK-Genossenschaftsdatenbank 

In Abbildung 2-6 wurde bereits illustriert, dass Bayern und Niedersachsen die beiden 

Bundesländer sind, in denen trotz der allgemeinen Dominanz der Solarstromerzeugung 

tendenziell eine eher gemischte Verteilung der Erzeugungsformen vorliegt und insbe-
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sondere auch Biomasse eine Rolle spielt. Demgegenüber sind die Energiegenossen-

schaften in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg mit mehr als 80% stark vom 

Energieträger Solar geprägt. Aus Abbildung 3-1 wird nun deutlich, dass bei den Erzeu-

gungsgenossenschaften in Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Niedersach-

sen insbesondere Renditeinteressen eine zentrale Rolle spielen. Intuitiv scheint diese 

Schwerpunktsetzung mit dem hohen Anteil an Solargenossenschaften in diesen Bun-

desländern in einem Zusammenhang zu stehen. Kommunale Interessen sind ebenfalls 

relevant. Auf diesen Aspekt wird in Abschnitt 3.2.2 noch weiter eingegangen, da sich 

hier privatwirtschaftliche Bestrebungen und öffentliche Interessen vermischen. Demge-

genüber spielen Unabhängigkeit und Dezentralität weniger einer Rolle. Ein etwas ande-

res Bild zeigt sich in Bayern. Hier sind die Zielsetzungen der Erzeugungsgenossen-

schaften wesentlich stärker durchmischt. Neben Renditeabsichten spielen auch die 

Themen Unabhängigkeit und Dezentralität eine stärkere Rolle. Dies könnte in einem 

Zusammenhang mit dem vergleichsweise hohen Anteil an Biomasse in diesem Bundes-

land stehen. Betrachtet man den Tenor der Aussagen dieser Energiegenossenschaften, 

so stehen hier die Unabhängigkeit von fossilen Brennstoffen und das Bestreben nach 

regionaler bzw. lokaler Energiegewinnung und lokalem Verbrauch im Vordergrund. 

Bayern ist dabei auch das einzige Land der vier betrachteten Bundesländer, das auch 

auf Landesebene spezielle Fördermaßnahmen aufgesetzt hat, die unter bestimmten 

Voraussetzungen Biomasseheizanlagen, Pelletfeuerungen sowie insgesamt Biomasse 

als regenerativen Energieträger unterstützen. Zu diesen zählen die Förderprogramme 

BioKlima - Förderung Biomasseheizwerke, das Agrarinvestionsförderprogramm sowie 

Demonstrationsvorhaben zur Nutzung von Biomasse als regenerativer Energieträger 

(BioSol).26 

3.2.1.2 Einschätzung und Zwischenfazit 

Wie bereits in Abschnitt 2.1 herausgestellt, stellt die Förderung der Mitglieder das über-

geordnete Ziel einer Genossenschaft dar.27 Dieser Förderauftrag ist langfristig ange-

legt. Der Unternehmenszweck der Genossenschaft besteht mithin darin, die wirtschaft-

liche Tätigkeit ihrer Mitglieder zu ermöglichen und zu unterstützen. Darüber hinaus 

schaffen Genossenschaften Werte für ihre Mitglieder. Dieses Bestreben wird auch als 

Member-Value bezeichnet.28 Die wirtschaftliche Tätigkeit von Energiegenossenschaf-

ten spielt sich in einem Umfeld ab, das stark durch den Förderrahmen für erneuerbare 

Energien geprägt ist. Demzufolge gilt es herauszuarbeiten, welche Gestalt der Member 

Value von Energiegenossenschaften im Kontext der Energiewende annimmt. 

Dem Grunde nach ist eine genossenschaftliche Organisationsform zwar bestrebt, Ge-

winne zu erzielen, jedoch ist sie weniger auf eine isolierte Renditeorientierung ausge-

richtet.29 Dem gegenüber steht der klar zum Ausdruck gebrachte Renditefokus der 

                                                
 26 Vgl. http://www.fnr.de/projekte-foerderung/foerderuebersicht/foerderprogramme-land/bayern/,   

Stand: 11.12.2013. 
 27 Vgl. Theurl/Schweinsberg (2004). 
 28 Vgl. ebenda. 
 29 Vgl.ebenda. 
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ausgewerteten Solargenossenschaften in Baden-Württemberg, Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen. Häufig sind die ebenfalls genossenschaftlich organisierten orts-

ansässigen Volks- und Raiffeisenbanken Unterstützer von Solargenossenschaften und 

bewerben dieses Modell als Anlagekonzept. Im Kern wird also der ursprüngliche Ge-

nossenschaftsgedanke ein Stück weit durch die konkreten Renditemöglichkeiten, die 

sich durch das EEG ergeben, überlagert. Der Member-Value, den die Genossenschaft 

für ihre Mitglieder schafft, wird also insbesondere im Fall der betrachteten Solargenos-

senschaften durch die Einspeisevergütungen für Solarenergie determiniert. Konkret 

bedeutet das, dass die wirtschaftliche Tätigkeit der Genossenschaftsmitglieder nicht 

durch ein rein privatwirtschaftliches Engagement geprägt ist, da das Geschäftsmodell 

auf einem Vergütungssystem mit staatlich garantierten Einnahmen aufsetzt. Überdies 

nimmt die Renditeerzielung eine zentrale Rolle ein. So haben laut einer Umfrage des 

DGRV 40% der Genossenschaften in 2012 eine Dividende ausbezahlt. Diese lag bei 

durchschnittlich rund 4% und umfasste ein Intervall von 0,8% bis 7,0%.30 Damit erweist 

sich die Investition in Solarstrom trotz der Degression der Vergütungssätze und der 

nicht genau planbaren Anzahl an Sonnenstunden bis dato immer noch als vergleichs-

weise attraktive Geldanlage, von der die Mitglieder profitieren. Auf einer Vielzahl der 

Internetpräsenzen von Solargenossenschaften wird explizit zum Ausdruck gebracht, 

dass das Erzielen einer „ökologischen“ Rendite erklärtes Ziel der Genossenschaft ist. 

Unbestritten ist aber auch, dass die Mitglieder durch ihre Anteile an einer Solargenos-

senschaft einen Beitrag zur Finanzierung der Energiewende leisten, indem sie Eigen-

kapital zur Verfügung stellen. Die für 20 Jahre garantierte Einspeisevergütung trägt au-

ßerdem dem Anspruch von Genossenschaften Rechnung, die Existenz- und Förderfä-

higkeit der Unternehmen in der langen Frist sicherzustellen und sorgt so für ein hohes 

Maß an Stabilität. 

Im Gegensatz zu Solargenossenschaften scheinen Erzeugungsgenossenschaften, die 

auf den Energieträger Biomasse setzen, weniger die Rendite im Fokus zu haben, son-

dern vielmehr eine klimafreundliche und unabhängige Energieversorgung. Der Förder-

rahmen für Biomasse ist grundsätzlich eher so konzipiert, dass es Investitionszuschüs-

se für den Bau der Anlagen gibt. Langfristig können angeschlossene Mitglieder dann 

von einer lokalen Wärmeversorgung profitieren, die unabhängig von den Entwicklungen 

auf den Großhandelsmärkten ist, da die Energiegewinnung häufig auf lokale, nach-

wachsende Rohstoffe setzt. Mögliche kontraproduktive Implikationen wie etwa die Ten-

denz zu Monokulturen, die Abhängigkeit von Rohstoffimporten und mögliche Ineffizien-

zen in der Netzdimensionierung werden in Abschnitt 3.2.2 aus gesamtwirtschaftlicher 

Perspektive weiter vertieft. Zum Teil sind die Förderprogramme auch an das Erreichen 

von bestimmten Einsparzielen geknüpft. Daraus lässt sich die Hypothese ableiten, dass 

Biomassegenossenschaften aus einzelwirtschaftlicher Perspektive weniger auf eine 

rentable Geldanlage mit ökologischem Anklang ausgerichtet sind, sondern viel stärker 

auf eine ganzheitliche dezentrale und unabhängige Energieversorgung setzen, von der 

sich die Mitglieder eine umweltfreundliche und bezahlbare Energieversorgung insbe-

                                                
 30 Vgl. DGRV (2013).  
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sondere mit Wärme versprechen. Gleichzeitig werden Impulse für die kommunale 

Wertschöpfung gesetzt. 

Aus den vorstehenden Darstellungen lässt sich die Schlussfolgerung ableiten, dass 

Erzeugungsgenossenschaften in ihren unterschiedlichen Ausrichtungen durchaus als 

eine Reaktion auf den Förderrahmen für bestimmte Energieträger gewertet werden 

können. Gleichzeitig zeigt sich ein etwas ambivalentes Bild im Hinblick auf den Member 

Value. Einerseits nehmen Renditeinteressen durch die staatlich garantierte Einspeise-

vergütung insbesondere bei den betrachteten Solargenossenschaften einen stärkeren 

Stellenwert ein als dies für Genossenschaften allgemein charakteristisch ist. Es werden 

mithin Werte für die Mitglieder geschaffen, allerdings nicht aus einem rein privatwirt-

schaftlichen Engagement heraus, sondern die Werte sind stark durch den staatlichen 

Förderrahmen determiniert. Insoweit weisen Erzeugungsgenossenschaften im Bereich 

der erneuerbaren Energien hier eine Besonderheit im Gegensatz zu Genossenschaften 

in anderen Sektoren auf, die weniger stark ordnungspolitischen Eingriffen unterliegen. 

Das Konstrukt der Genossenschaft begünstigt überdies die Möglichkeit, von den staat-

lich garantierten Einspeisevergütungen zu profitieren, auch wenn man nicht zwangsläu-

fig selbst bei der Errichtung einer Solaranlage aktiv wird, sondern als Mitglied im Rah-

men einer finanziellen Beteiligung an genossenschaftlich errichteten Anlagen profitiert. 

Nach Auskunft des DGRV (2013) werden die Anlagen häufig gemeinsam mit kommuna-

len Entscheidungsträgern, öffentlichen Einrichtungen und regionalen Banken initiiert 

und auf öffentlichen Dachflächen (z.B. Kindergärten, kommunalen Einrichtungen) instal-

liert.31 Hier vermischen sich einzelwirtschaftliche und kommunale, d.h. öffentliche Inte-

ressen. Dieser Aspekt wird in Abschnitt 3.2.2 noch weiter vertieft.  

Gleichzeitig – und hier zeigt sich die zweite Seite der Medaille – fungiert das Genos-

senschaftsmitglied in diesem Konstrukt aber auch als Eigenkapitalgeber und leistet 

darüber ein Beitrag zur Realisierung von Investitionen und mithin zur Finanzierung der 

Energiewende. Dieser wird wiederum für die Mitglieder durch die Rendite entlohnt. Die 

damit verbundenen gesamtwirtschaftlichen Implikationen werden im nachfolgenden 

Abschnitt noch aufgegriffen. 

Bei den Erzeugungsgenossenschaften, die auf den Energieträger Biomasse setzen, 

steht weniger die Rendite sondern vielmehr eine unabhängige Energieversorgung im 

Vordergrund. Die hier geschaffenen Werte für die Mitglieder zeigen sich insbesondere 

in einer preisgünstigen, dezentralen Energieversorgung, von der sie direkt partizipieren 

und gleichzeitig die Energiewende mitgestalten. Diese kann allerdings, sobald keine 

komplette Autarkie vorherrscht, gesamtwirtschaftlich von Nachteil sein, wie im folgen-

den Abschnitt noch ausgeführt wird. 

Insgesamt zeigt sich, dass der Member Value von Energiegenossenschaften stark 

durch Renditeüberlegungen und dem Wunsch nach einer preisgünstigen Energiever-

sorgung (Rendite, unabhängige und preisgünstige Energieversorgung) geprägt ist. Die-

                                                
 31 Vgl. DGRV (2013). 
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se haben allerdings auch gesamtwirtschaftliche Implikationen. Im folgenden Abschnitt 

erfolgt mithin eine Einschätzung, welche Werte Energiegenossenschaften aus gesamt-

wirtschaftlicher Sicht schaffen, sprich inwiefern sie einen Beitrag zur Energiewende 

leisten. 

3.2.2  Gesamtwirtschaftliche Perspektive 

Die besonderen Herausforderungen der Energiewende bestehen darin, die gesteckten 

Ziele zu erreichen. Dazu sind zum einen Investitionen in nicht unerheblichem Umfang 

sowohl beim Netzausbau als auch beim Zubau von Erzeugungskapazitäten im Bereich 

der erneuerbaren Energien und zum anderen die Schaffung von gesellschaftlicher Ak-

zeptanz, die wiederum eine Basis für die Realisierung von Investitionen ist, erforderlich. 

Die Erreichung dieser Ziele hat unter dem Postulat des energiewirtschaftlichen Zieldrei-

ecks von Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit, wie es §1 

des Energiewirtschaftsgesetztes formuliert, zu erfolgen.  

Im Folgenden stellt sich die Frage, in welcher Form Energiegenossenschaften in den 

zuvor näher charakterisierten Ausprägungsformen Beiträge zu diesem gesamtgesell-

schaftlichen Projekt leisten können. Dazu wird zunächst bewertet, inwiefern ein Beitrag 

zu den erforderlichen Investitionen geleistet wird und dieser Beitrag umweltverträglich 

und wirtschaftlich ist und zur Versorgungssicherheit beiträgt. Daran anschließend er-

folgt eine Beurteilung, ob ein Beitrag zur Schaffung gesellschaftlicher Akzeptanz erfolgt. 

Abbildung @@ illustriert dieses Vorgehen.  

Entsprechend der zuvor gewonnenen Erkenntnisse liegt der Fokus auf den Erzeu-

gungsgenossenschaften von Strom und Wärme, die mit rund 90 Prozent den weitaus 

größten Teil der Energiegenossenschaften abdecken. Ein Beitrag zum Netzausbau 

erfolgt nicht, ist aber perspektivisch vorstellbar.32 Fragen der Akzeptanz spielen zum 

einen im Kontext des Netzausbaus, und dort insbesondere bei den Übertragungsnet-

zen, eine Rolle und zum anderen bei der Errichtung von Anlagen.  

                                                
 32 Eine Aktivität in diesem Sinne, wenn auch nicht genossenschaftlich organisiert, wäre die der ARGE 

Netz. Vgl. dazu https://www.arge-netz.de/netzausbau.html. Vorstellbar wäre ähnliche Projekte per-
spektivisch auch genossenschaftlich zu organisieren. 
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Abbildung 3-2: Energiewirtschaftliches Zieldreieck 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung.  

3.2.2.1 Beitrag zur Finanzierung von Investitionen 

Umweltverträglichkeit 

Durch die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wär-

me aus erneuerbaren Energien durch Genossenschaften wird ein Beitrag zum Ausbau 

der Erzeugungskapazitäten geleistet, der wiederum dazu führt, dass die definierten 

Ziele, nämlich einen Anteil der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien am Brut-

tostromverbrauch von 35 Prozent bis 2020, 50 Prozent bis 2030, 65 Prozent bis 2040 

und 80 Prozent bis 2050, erreicht werden können.33 

Ausgehend von der Tatsache, dass die erneuerbaren Energien langfristig konventionel-

le Kraftwerke substituieren sollen, wird durch den Zubau der Erzeugungskapazitäten 

durch Genossenschaften letztlich das energiewirtschaftliche Ziel der Umweltverträglich-

keit adressiert. Ihre CO2 Emissionen liegen deutlich hinter denen von konventionellen 

Anlagen zurück. Das Klimaziel der Bundesregierung liegt bei einer Reduktion von 40 

Prozent Treibhausgasausstoß bis zum Jahr 2020 im Vergleich zum Referenzjahr 

1990.34 Allerdings betont die Bundesregierung auch, dass dieses Ziel nicht allein durch 

die bereits auf dem Weg befindlichen Maßnahmen realisiert werden kann. Es werden 

weitere Maßnahmen erforderlich sein, zum Beispiel in den Bereichen Energieeffizienz 

und Verkehr. 

In der Diskussion werden für alle drei im Vorfeld näher diskutierten Erzeugungsformen, 

(Bioenergie, Solar und Windkraft), Gründe angeführt, die der Umweltverträglichkeit 

                                                
 33 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit (2010) 
 34 Vgl. http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2010/29574565_kw18_sp_klimaschutzgesetz/.  
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möglicherweise entgegen stehen könnten. Diese gelten für Energiegenossenschaften 

letztlich genauso wie für alle anderen Organisationsformen. Im Falle der Windkraft wer-

den Argumente des Immissionsschutzes (Erzeugung von Dauergeräuschen und Schat-

tenwurf durch Rotordrehung), der Störung des Landschaftsbildes und des Artenschut-

zes (Rotorblätter als Gefahr für Vögel) angeführt. Diesen stehen zum einen gesetzliche 

Prüfverfahren, Grenzwerte bzw. genehmigungsrechtliche Regelungen entgegen und es 

besteht die Möglichkeit, diesen Immissionen und Gefahren durch eine entsprechende 

Standortwahl zu entgehen. Gegenargumente für die Errichtung von Solaranlagen ad-

ressieren ebenfalls die Veränderung des Landschaftsbildes, rücken aber auch den Bo-

denschutz in den Vordergrund (Gefahr der Bodenvergiftung bei Rückbau von Solaran-

lagen). Für den zweitgenannten Punkt gibt es zum einen Regelungen zur Rücknahme 

und zum Recycling und zum zweiten sind Bodenvergiftungen bei einem Rückbau von 

intakten und regelmäßig gewarteten Modulen nicht zu erwarten.35 

In Bezug auf die Umweltverträglichkeit wird der Zubau weiterer Bioenergieanlagen aus 

verschiedenen Gründen kritisch gesehen. Die Kritik bezieht sich dabei in erster Linie 

auf die Nutzungskonkurrenz mit Lebensmitteln, die Rück- bzw. Neugewinnung von 

landwirtschaftlichen Flächen sowie den teilweise nur schwer zu kontrollierenden Einsatz 

von Verbrennungsstoffen.36 Bioenergieanlagen verbrennen zwar weitestgehend klima-

neutral, es bedarf jedoch hoher Anstrengungen die erforderlichen Brennstoffe, wie zum 

Beispiel Mais, zu kultivieren (wässern, düngen, ernten, Ausbringen von Gärresten etc.). 

Der aktuelle Koalitionsvertrag adressiert dieses Problem, indem er den weiteren Zubau 

von Bioenergieanlagen limitieren möchte.37  

Versorgungssicherheit 

Mit dem Wandel der Erzeugungsstruktur von zentral zu dezentral, von konventionell zu 

regenerativ und von kontinuierlich zu fluktuierend geht die Frage nach der Versor-

gungssicherheit einher. Zu jeder Zeit müssen stets ausreichende und angemessene 

Kapazitäten für die Stromerzeugung und -verteilung zur Verfügung stehen.  

Zunächst einmal hat jeglicher Zubau von neuen Erzeugungskapazitäten das Potenzial 

zur Versorgungssicherheit beizutragen. Den erneuerbaren Energien eigen ist jedoch 

ihre Fluktuation. Diese induziert eine Transformation des Energiesystems, ohne die 

Versorgungssicherheit nicht gewährleistet werden kann. So ist ein massiver Ausbau 

sowohl der Übertragungs- als auch der Verteilnetze erforderlich und es gilt, geeignete 

Speicherlösungen zu entwickeln.  

Zu diesen angemessenen und flexiblen Kapazitäten bei der Stromerzeugung können 

genossenschaftliche Bioenergieanlagen mit nachgeschalteten Stromerzeugungskapazi-

täten gezählt werden. Im Gegensatz zu Wind- oder Photovoltaikanlagen erfolgt ihre 

                                                
 35 Vgl. C.A.R.M.E.N. e.V. (2013) 
 36 Bringezu et al. (2008) 
 37 Vgl. CDU, CSU, SPD: Koalitionsvertrag, 18. Legislaturperiode (2013) 
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Einspeisung nicht stochastisch. Bioenergieanlagen können damit einen zusätzlichen 

Bedarf an Flexibilität bedienen und eine gesicherte Leistung im Stromnetz decken.38 

Wirtschaftlichkeit und Wettbewerb 

Die Wahl für die Genossenschaft als Organisationsform und damit eine Form der Ko-

operation wurde von den jeweils beteiligten Akteuren aus einzelwirtschaftlichen Motiven 

heraus getroffen, da in dieser Organisationsform ein Vorteil respektive ein Nutzenge-

winn gesehen wird. Im Prinzip sinkt damit aus wettbewerblicher Perspektive die Zahl 

potenzieller Wettbewerber. Doch in der Realität ist es mit einer hohen Wahrscheinlich-

keit so, dass die Akteure, die nun aktives Mitglied einer Genossenschaft geworden sind, 

die Alternative, selbständig eine Anlage zu errichten, nicht wahrgenommen hätten.  

Gesamtwirtschaftlich gesehen bringt die Bildung größerer Einheiten Vorteile mit sich. 

Zum einen lassen sich Größenvorteile heben, die allen Akteuren, auch denen der 

nachgelagerten Wertschöpfungsstufen, zu Gute kommen. Zum anderen können Syner-

gien erzielt werden, die Ineffizienzen der Kleinteiligkeit, in aller Regel verbunden mit 

hohen Transaktionskosten, vermeiden.39 

Aus ordnungspolitischer Sicht ist das privatwirtschaftliche Engagement neuer Akteure 

beim Bau neuer Kapazitäten von Erzeugungsanlagen wünschenswert, da die Maxime 

gilt, dass staatliches Engagement in erster Linie dort erfolgen sollte, wo es erforderlich 

ist, d.h. zum Beispiel ein Marktversagen vorliegt. Unter diesem Aspekt sind die hier nä-

her skizzierten Aktivitäten, sprich der Zusammenschluss von Einzelpersonen zu einer 

privatwirtschaftlichen Organisationsform, zu begrüßen. Es fällt jedoch auf, wie auch 

Abbildung 3-1 zeigt, dass in vielen Fällen eine Vermischung von privatwirtschaftlichen 

Interessen und Akteuren mit kommunalen Trägern erfolgt. Einer der Hintergründe dafür 

ist die zunehmende Dezentralität der Energieerzeugung und der politische Wille der 

Kommunen, die Energiewende aktiv mit zu gestalten. Es stellt sich die Frage, ob das 

Engagement der Kommune in der Genossenschaft sinnvoll ist oder die Kommune nicht 

besser daran täte, dem privatwirtschaftlichen Engagement Entfaltungsfreiheit zu geben.  

Unter gesamtwirtschaftlichen Effizienzaspekten sind die zunehmenden Bestrebungen, 

einen hohen Grad an Eigenversorgung mit Strom oder Wärme zu erreichen, nicht un-

problematisch. Dieses gilt zumindest so lange, wie keine Autarkie in Form einer kom-

plett unabhängigen Eigenversorgung der entsprechenden Region besteht und die Ver-

sorgung einzelner, die nicht an der Versorgungsgemeinschaft beteiligt sind oder nur 

punktuell über die öffentlichen Netze zur Strom oder Wärmeversorgung, erfolgt. Letzt-

lich bedarf es in beiden Fällen der Aufrechterhaltung der Infrastruktur in einem Umfang, 

der sich nicht von dem unterscheidet, der bei einer vollständigen Versorgung über das 

öffentliche Netz erforderlich wäre. Die Dimensionierung des Netzes erscheint nicht effi-

zient. Dieses bedeutet aber auch, dass bei der gegenwärtigen Systematik der Netzent-

gelte, die sich am Verbrauch pro kWh orientiert, die zu zahlenden Netzentgelte nicht die 

                                                
 38 Vgl. Holzhammer, U. (2013) 
 39 Vgl. Growitsch et al. (2010) 
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tatsächlichen Kosten abbilden. Eine Möglichkeit wäre hier die Einführung einer Leis-

tungskomponente im Netzentgelt. Dieser Punkt befindet sich in der aktuellen Diskussi-

on und wird auch vom Koalitionsvertrag der Bundesregierung adressiert.40 Eine Loslö-

sung vom öffentlichen Netz würde entsprechend eine Befreiung von der Leistungskom-

ponente implizieren. Die Genossenschaft kann durch ihre virtuelle Größe dazu beitra-

gen, den Gemeinschaftsgedanken und das Vertrauen in die Versorgungssicherheit, die 

durch die genossenschaftliche Anlage erbracht wird, zu stärken und so eine Loslösung 

vom öffentlichen Netz, dort wo sie möglich ist, zu forcieren.  

Die Gründung von Genossenschaften im Bereich der Erzeugung stellt, wie bereits dar-

gestellt, einen relativ jungen Trend dar. Aus wettbewerbsökonomischer Sicht ist zu be-

grüßen, wenn neue Akteure einem Markt hinzutreten. Dieses ist ein Zeichen dafür, dass 

keine Markteintrittsbarrieren bestehen und der Markt lukrativ erscheint.41 Die Vielfalt 

der Organisationsformen ist entsprechend ein Zeichen für einen funktionierenden Wett-

bewerb. Die neuen Energiegenossenschaften tragen so zu einem Aufbrechen der ver-

machteten Strukturen bei, die vor wenigen Jahren noch im Bereich der konventionellen 

Kraftwerke bestanden haben.42 Von ihnen kann eine steigende Wettbewerbsintensität 

ausgehen.  

Ein wenig Vorsicht ist an dieser Stelle jedoch geboten. Letztlich sind es nicht die reinen 

Marktkräfte, die im Falle der Errichtung von neuen Anlagen der Entscheidung für einen 

Markteintritt auf dem Erzeugungsmarkt zugrunde liegen. Ein entscheidender Impuls 

geht hier vom Fördersystem für erneuerbare Energien aus. In dynamischer Hinsicht hat 

Wettbewerb die Aufgabe, Produkt- und Prozessinnovationen anzureizen. Inwiefern die-

se Funktion überhaupt erfüllt werden kann unter dem gegenwärtigen Fördersystem, das 

nicht technologieneutral ausgestaltet ist, ist fraglich. 

3.2.2.2 Schaffung von gesellschaftlicher Akzeptanz 

Die Schaffung von gesellschaftlicher Akzeptanz stellt, wie bereits ausgeführt, eine der 

großen Herausforderungen der Energiewende dar und ist eine wichtige Basis für die 

Realisierung der erforderlichen Investitionen. Akzeptanzschaffung muss sich dabei 

auch mit den in Abschnitt 3.2.2.1 angesprochenen Kontraargumenten aus den Perspek-

tiven Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit auseinander-

setzen und hat hier das Ziel Konsens zu erzielen, bzw. aktive Widerstände zu bannen.  

Einer Studie der AEE (Agentur für Erneuerbare Energien) zu Folge haben erneuerbare 

Energien einen hohen Zuspruch. 94 Prozent der Bevölkerung misst dem Ausbau und 

der Nutzung von Erneuerbaren Energien eine hohe Bedeutung bei.43 Dennoch besteht 

                                                
 40 Vgl. CDU, CSU, SPD: Koalitionsvertrag, 18. Legislaturperiode (2013) 
 41 Vgl. Schmidt, I. (2005) 
 42 So hatten Eon, RWE, Vattenfall und EnBW bei der Erzeugung von Strom aus konventionellen Kraft-

werken einen Marktanteil von rund 80 Prozent.   
Vgl. http://www.bpb.de/politik/wirtschaft/energiepolitik/152780/die-grossen-vier.  

 43 Agentur für Erneuerbare (2012)  
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„vor Ort“ häufig Konfliktpotenzial und Mangel an Akzeptanz für geplante Anlagen. Le-

diglich 67 Prozent der Befragten sprechen sich für eine Anlage in der unmittelbaren 

eigenen Nachbarschaft aus. Die Zustimmung variiert dabei, wie Abbildung 3-3 zeigt, 

zwischen Solar, Windenergie und Biomasse deutlich. Beispielsweise Bioenergieanla-

gen in der eigenen Nachbarschaft erfahren nur von 36 Prozent der Befragten eine Zu-

stimmung. Dieses Phänomen des Auseinanderfallens von einer grundsätzlich sehr ho-

hen Zustimmung und der Ablehnung in der eigenen Umgebung wird auch mit dem Kür-

zel NIMBY (Not-In-My-Back-Yard) beschrieben und ist in der energiewirtschaftlichen 

Akzeptanzbetrachtung ein vieldiskutierter Punkt.44  

Abbildung 3-3: Zustimmung zu Anlagen erneuerbarer Energien in der Umgebung des 

eigenen Wohnortes  

 

 

 
Quelle: C.A.R.M.E.N. e.V. (2013).45  

Die Konfliktfelder wiederum sind sehr vielschichtig, da unterschiedliche Bereiche in der 

Gesellschaft und der Umwelt vom Ausbau der Energien betroffen sind. Es muss unter-

schieden werden zwischen Konflikten, die die fachliche Ebene betreffen und Konflikten, 

die die Empfindungsebene betreffen. Bei Erstgenanntem bestehen Entscheidungsmög-

lichkeiten, die sich fachlich begründen lassen, zu denen Gutachten und Studien erstellt 

werden können und die Einhaltung von Standards und Regeln vereinbart werden kann. 

Die Empfindungsebene hingegen bedarf komplexerer Ansätze, weil hier Aspekte ent-

halten sind, die von Menschen unterschiedlich wahrgenommen werden und entspre-

chend keine Entscheidung auf der Basis vorliegender Fakten getroffen werden kann. 

Die nachstehende Abbildung 3-4 gibt dazu einen Überblick.  

                                                
 44 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2012)  
 45 Die Daten basieren auf einer Umfrage von TNS Infratest aus dem Jahr 2012 mit 3.798 Befragten. 
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Abbildung 3-4: Konfliktfelder im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien 

 

 

 
Quelle:  C.A.R.M.E.N. e.V. (2013) 

Die Genossenschaft ist durch ihre Struktur und Anlage dazu prädestiniert, einen Beitrag 

zur Steigerung der Akzeptanz des Zubaus von Anlagen zur Produktion von Energie aus 

erneuerbaren Energien zu leisten. Die genossenschaftlichen Prinzipien der Selbsthilfe, 

der Selbstverwaltung und der Selbstbestimmung, wie sie in Abschnitt 3.2.1.1 ausgeführt 

worden sind, sind dafür die Basis. Der Einzelne hat in diesem Konstrukt die Möglichkeit 

seinen Interessen und seiner Stimme Gewicht zu verleihen. Er ist gleichberechtigtes 

Mitglied im Entscheidungsprozess und kann Einfluss nehmen. Darüber hinaus ist er 

stets auf dem aktuellen Stand der Information und erhält diese aus erster Hand. Folg-

lich ist die gelebte Partizipation ein Alleinstellungsmerkmal der Genossenschaft, dass 

Akzeptanz zu schaffen vermag. 

3.2.2.3 Zwischenfazit 

Die gesamtwirtschaftliche Betrachtung hat gezeigt, dass Energiegenossenschaften in 

der Lage sind, den Herausforderungen der Energiewende zu begegnen und einen Bei-

trag zu ihren Zielen und ihrer Realisierung zu leisten. Sie geben eine Vielzahl von posi-

tiven Impulsen in Hinblick auf Investitionen in Erzeugungskapazitäten und können in 

einem signifikanten Maße zur Schaffung von gesellschaftlicher Akzeptanz, hier insbe-

sondere betrachtet beim Bau von Erzeugungsanlagen, beitragen. Gleichwohl sind unter 

Effizienzgesichtspunkten einzelne Aspekte, wie zum Beispiel das Engagement kommu-

naler Träger in privatwirtschaftlichen Aktivitäten oder Eigenversorgungsbestrebungen 

kritisch zu sehen. Auch darf nicht außer Acht gelassen werden, dass einer der derzeiti-

gen Haupttreiber für genossenschaftliches Engagement im Erzeugungsanlagenbau das 

gegenwärtige Förderregime für erneuerbare Energien ist.  
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Der Beitrag zur Finanzierung von Investitionen sähe bei einer anderen Organisations-

form als der Genossenschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht viel anders aus. Aus 

gesamtwirtschaftlicher Sicht ist jedoch wichtig, dass die Genossenschaft Rahmenbe-

dingungen bietet, die dazu führen, dass entsprechende Entscheidungen getroffen wer-

den können. Die in der Genossenschaft organisierten Privatpersonen, respektive Bür-

ger, stellen eine neue Gruppe auf dem Markt der Investoren dar. Mit der Kooperation 

wird so ein neues Potenzial zur Finanzierung von Erzeugungskapazitäten erschlossen 

und damit ein Beitrag zur Energiewende geleistet. Gleichzeitig bietet die Genossen-

schaft ein hohes Maß an Stabilität, durch das die Investitionen einen geeigneten Rah-

men erhalten. Sowohl die Gründungsprüfung als auch die Pflichtprüfung durch den ge-

nossenschaftlichen Prüfungsverband und die Regelungen zur Haftung tragen zu dieser 

Stabilität bei. Dieses hat aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive den Vorteil, dass wenig 

Unsicherheiten in Bezug auf Solvenz und Wirtschaftskraft bestehen, und der Anlagen-

zubau damit unter stabilen Rahmenbedingungen erfolgen kann. 

Die Organisationsform der Genossenschaft ist aufgrund ihrer spezifischen Strukturen 

und Merkmale wiederum auf besondere Art dazu geeignet, zur Schaffung von gesell-

schaftlicher Akzeptanz beizutragen und Wiederstände gegen den Ausbau der erneuer-

baren Energien einzufangen. Die Reputation der Genossenschaft, ihre Stabilität, das 

Vertrauen in das Konstrukt und die Möglichkeit der Partizipation machen die Organisa-

tionsform attraktiv. Letztlich sind es diese Attribute, die sie von anderen Organisations-

formen unterscheidet. 

Auffällig erscheint, dass die heute aktiven Energiegenossenschaften zum ganz über-

wiegenden Teil im Bereich der Erzeugung tätig sind. Wünschenswert wären, um den 

Herausforderungen der Energiewende gerecht zu werden, auch Aktivitäten im Bereich 

der Abstimmung von Angebot und Nachfrage oder auch der Energiespeicher.46 An die-

ser Stelle zeigt sich einmal mehr, dass die aktuellen förderrechtlichen Rahmenbedin-

gungen einen ganz erheblichen Einfluss auf die Gründungsentscheidung haben. Inte-

ressant wäre zu sehen, ob die Genossenschaft auch bei einer Änderung des Förderre-

gimes zur Wettbewerbsintensität auf dem Erzeugungsmarkt beiträgt.  

  

                                                
 46 Eine der wenigen Ausnahmen ist die Bürger speichern Energie e.G. http://www.buerger-speichern-

energie.eu/ 
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4 Fazit und Ausblick 

Der Transformationsprozess des Energiesystems und seine inhärenten Ziele bergen 

Veränderungen in der Organisationsstruktur der Akteure über die gesamte energiewirt-

schaftliche Wertschöpfungskette. Ein Phänomen in diesem Kontext ist der zunehmende 

Gründungstrend von Energiegenossenschaften. Die dahinterliegenden Zielsetzungen, 

Implikationen und Wirkungen der neuen Strukturen stellen ein noch offenes Untersu-

chungsfeld dar. Sie werden in diesem Diskussionsbeitrag in den Kontext der Energie-

wende eingeordnet und aus einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht bewertet. Vorge-

schaltet erfolgt eine deskriptive Aufarbeitung der Ausprägungen von Energiegenossen-

schaften. Insgesamt lässt sich aus den deskriptiven Statistiken schlussfolgern, dass 

Erzeugungsgenossenschaften die dominierende Form der Energiegenossenschaft in 

Deutschland darstellen. Der Fokus der Analysen liegt auf Erzeugungsgenossenschaf-

ten in Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. 

Aus einzelwirtschaftlicher Perspektive ergibt die Analyse der Motivation für die Grün-

dung von Energiegenossenschaften und der dahinterliegenden Zielsetzungen ein ambi-

valentes Bild. Insgesamt zeigt sich, dass der Member Value von Energiegenossen-

schaften stark durch finanzielle Interessen geprägt ist. Dem Grunde nach ist eine ge-

nossenschaftliche Organisationsform zwar bestrebt, Gewinne zu erzielen, jedoch ist sie 

weniger auf eine isolierte Renditeorientierung ausgerichtet. Dem gegenüber steht der 

klar zum Ausdruck gebrachte Renditefokus der ausgewerteten Solargenossenschaften 

in Baden-Württemberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Im Kern wird also der 

ursprüngliche Genossenschaftsgedanke ein Stück weit durch die konkreten Rendite-

möglichkeiten, die sich durch das EEG ergeben, unterwandert. Die wirtschaftliche Tä-

tigkeit der Genossenschaftsmitglieder ist nicht durch ein rein privatwirtschaftliches En-

gagement geprägt, da das Geschäftsmodell auf einem Vergütungssystem mit staatlich 

garantierten Einnahmen aufsetzt. Erzeugungsgenossenschaften in ihren unterschiedli-

chen Ausrichtungen können demnach durchaus als eine Reaktion auf den Förderrah-

men für bestimmte Energieträger gewertet werden. Gleichzeitig fungiert das Genossen-

schaftsmitglied in diesem Konstrukt aber auch als Eigenkapitalgeber und leistet darüber 

ein Beitrag zur Realisierung von Investitionen und mithin zur Finanzierung der Energie-

wende. Bei den Erzeugungsgenossenschaften, die auf den Energieträger Biomasse 

setzen, steht weniger die Rendite, sondern vielmehr eine unabhängige Energieversor-

gung im Vordergrund. Die hier geschaffenen Werte für die Mitglieder zeigen sich insbe-

sondere in einer preisgünstigen, dezentralen Energieversorgung, an der sie direkt parti-

zipieren und gleichzeitig die Energiewende mitgestalten.  

Gesamtwirtschaftlich betrachtet sind Energiegenossenschaften in der Lage, den Her-

ausforderungen der Energiewende zu begegnen und einen Beitrag zu ihren Zielen und 

ihrer Realisierung zu leisten. Sie geben eine Vielzahl von positiven Impulsen in Hinblick 

auf Investitionen in Erzeugungskapazitäten und können in signifikantem Maße zur 

Schaffung von gesellschaftlicher Akzeptanz, insbesondere beim Bau von Erzeugungs-

anlagen, beitragen. Die Organisationsform der Genossenschaft ist insofern einzigartig, 
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als dass sie im Gegensatz zu anderen Organisationsformen die Möglichkeit zur Partizi-

pation mit finanziellen Interessen verbindet. Dies fördert wiederum die Akzeptanz. 

Gleichzeitig weist sie ein hohes Maß an Stabilität auf. Gleichwohl sind unter Effizienz-

gesichtspunkten einzelne Aspekte, wie zum Beispiel das Engagement kommunaler 

Träger in privatwirtschaftlichen Aktivitäten oder Eigenversorgungsbestrebungen kritisch 

zu sehen. 

Für die kommenden Jahre bleibt abzuwarten, inwiefern sich die neu gegründeten Ge-

nossenschaften verstetigen oder ihr Geschäftsmodell anpassen. Laut DGRV (2013) 

plant mehr als die Hälfte der Genossenschaften in den nächsten 12 Monaten Investitio-

nen in Photovoltaikanlagen. Überdies streben gut 40 % ein Engagement im Bereich 

Windenergie an.47 Perspektivisch scheint überdies die Direktvermarktung eine wesent-

lich stärkere Rolle zu spielen. So ergibt die Umfrage des DGRV, dass jede zehnte Ge-

nossenschaft bereits heute den erzeugten Strom in der regionalen Direktvermarktung 

anbietet. Außerdem interessieren sich mehr als die Hälfte der Genossenschaften für 

diese Option.48 Die Direktvermarktung bietet die Möglichkeit, den erzeugten Strom aus 

erneuerbaren Energien direkt an Industrie- oder Haushaltskunden zu veräußern, die 

sich in räumlicher Nähe zur EE-Anlage befinden. Allerdings werden aktuell laut DGRV 

(2013) noch Hürden in der Direktvermarktung gesehen. Diese beziehen sich vor allem 

auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen aber auch ein mangelndes Know-How sei-

tens der Energiegenossenschaften. Der Koalitionsvertrag von CDU und SPD beabsich-

tigt, dass für erneuerbare Energien bei Neuanlagen ab 5 MW eine verpflichtende Di-

rektvermarktung auf Basis der gleitenden Marktprämie einzuführen. Spätestens 2017 

soll dies für alle Anlagengrößen gelten.49 Hierdurch können insbesondere für Solar- 

und Windgenossenschaften neue Impulse gesetzt werden, beispielsweise für die Etab-

lierung regionaler Energiemärkte. 
  

                                                
 47 Vgl. DGRV (2013) 
 48 Vgl. ebenda. 
 49 Vgl. CDU, CSU, SPD: Koalitionsvertrag, 18. Legislaturperiode (2013) 
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